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74. Jahrgang. Bern, den 11. Oktober 1922. Band III.

Erscheint wöchentlich. Preis 20 Franken im Jahr, 10 Franken im Halbjahr,
zuzüglich „Nachnahme- and Postbestellungsgebühr".

Einrückungsgebühr : 60 Rappen die Petitzeile oder deren Baum. — Inserate franko
an die Buchdruckerei Stämpfli & de. in Bern.

#ST# Volksabstimmung vom 3. Dezember 1922
über das

Volksbegehren betreffend Erhebung einer einmaligen Ver-
mögensabgabe (Art. 42bis der Bundesverfassung).

Am 13. September 1921 hat die Geschäftsleitung der sozial-
demokratischen Partei der Schweiz dem Bundesrat folgendes mit
87,535 gültigen Unterschriften von Schweizerbürgern versehenes
Volksbegehren eingereicht :

„Der Bundesverfassung wird folgender Artikel 42bis eingefügt :

1. Der Bund erhebt eine einmalige Vermögensabgabe zu dem
Zwecke, sich, den Kantonen und den Gemeinden die Er-
füllung der sozialen Aufgaben zu ermöglichen.

2. Abgabepflichtig sind die natürlichen und die juristischen
Personen.

3. Von der Entrichtung der Abgabe sind befreit:
a. der Bund und die Kantone und ihre Anstalten und

Betriebe sowie die unter ihrer Verwaltung stehenden
Spezialfonds, die Schweizerische Nationalbank, die Schwei-
zerische Unfallversicherungsanstalt und die Schweizerische
Alkoholverwaltung;

*. die Gemeinden sowie die andern öffentlich-rechtlichen
und kirchlichen Körperschaften und Anstalten für das
Vermögen, das als solches oder mit seinem Ertrag öffent-
lichen Zwecken dient;

c. die übrigen Körperschaften und Anstalten für das Ver-
mögen, das als solches oder mit seinem Ertrag Kultus-
oder Unterrichtszwecken oder der Fürsorge für Arme
und Kranke sowie für Alter und Invalidität oder andern
ausschliesslich gemeinnützigen Zwecken dient.
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4. Abgabepflichtig ist das gesamte Vermögen nach Abzug der
Schulden. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Ziffern
5, 6 und 9.

5. Als abgabepflichtiges Vermögen natürlicher Personen gilt,
nicht der Hausrat bis auf einen Betrag von 50,000 Fr.

6. Als abgabepflichtiges Vermögen juristischer Personen gelten
nicht :
a. das einbezahlte Grund- oder Stammkapital,
b. die Rücklagen für ausschliesslich gemeinnützige oder

Wohlfahrtszwecke, deren Verwendung zu solchen Zwecken
gesichert ist.

7. Für die Veranlagung der Vermögensabgabe wird das Ver-
mögen von Ehegatten, die nicht dauernd voneinander ge-
trennt leben, zusammengerechnet.

8. Für die persönliche und sachliche Abgabepflicht und die.
Einschätzung ist der 31. Dezember 1922 als Stichtag mass-
gebend.

9. Abgabepflichtig ist bei natürlichen und juristischen Personen
nur der den Betrag von 80,000 Fr. übersteigende Teil
des Vermögens.

Der abgabefreie Betrag erhöht sich bei Familien : a. für
die Ehefrau um 30,000 Fr. 5 b. für jedes minderjährige
Kind um 10,000 Fr.

10. Für die natürlichen Personen beträgt die Vermögensabgabe-
für die ersten angefangenen oder vollen

Fr. vom Hundert
50,000 des abgabepflichtigen Vermögens 8

für die nächsten 50,000 „ " „ 10
angefangenen oder vollen 100,000 „ „ ' „ 12

„ „ „ 200,000 „ „ „ 14
300,000 „ „ 16
400,000 „ „ 18

„ „ „ 600,000 „ 20,
„ 1,000,000 „ „ „ 22;
„ 1,000,000 „ „ 24
„ 1,000,000 „ 26.

„ „ „ 2,000,000 „ „ 28
„ „ 2,000,000 „ „ 30

„ 2,000,000 „ „ „ 32
„ 2,000,000 „ „ 34
„ 2;ooo,ooo „ „ „ ST
„ 2,000,000 „ „ 40
„ 2.000,000 „ „ 43.
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für die nächsten Fr. vom Hundert
angefangenen oder vollen 3,000,000 des abgabepflichtigen Vermögens 46

„ „ 3,000,000 „ „ „ 4 9
„ 3,000,000 „ „ „ 52
„ 3,000,000 „ 56

für alle weiteren Beträge . . . 6 0

Für juristische Personen beträgt die Vermögensabgabe
10 vom Hundert des abgabepflichtigen Vermögens.

11. Die Vermögensabgabe ist vom I.Januar 1923 an mit 6
vom Hundert zu verzinsen.

12. Die Vermögensabgabe kann in einem Betrage oder innert
drei Jahren in jährlichen Tilgungsraten entrichtet werden.

13. Nachweislich selbst gezeichnete Obligationen oder Kassa-
scheine des Bundes werden zu einem zu bestimmenden Kurse
an Zahlungsstatt genommen.

Durch Bundesgesetz wird bestimmt, ob und unter welchen
Bedingungen Obligationen von Kantonen und Gemeinden
und andere Vermögenswerte an Zahlungsstatt genommen
werden.

Ebenso kann der Abgabepflichtige verpflichtet werden,
Wertpapiere und andere Vermögenswerte an Zahlungsstatt
abzuliefern.

Die Fälle dieser Naturalabgabe wie die Bewertungsgrund-
sätze werden durch Bundesgesetz festgelegt.

14. Veranlagung und Bezug der Vermögensabgabe erfolgt nach
Weisung und unter Aufsicht des Bundes durch die Kantone.
Die Kosten werden von Bund, Kantonen und Gemeinden
entsprechend ihrem Anteil am Ertrag der Vermögensabgabe
getragen.

15. Die Bundesversammlung stellt nach Annahme des Verfas-
sungsartikels durch dringlichen Bundesbeschluss diejenigen
Vorschriften auf, welche eine volle steuerliche Erfassung
des in Wertpapieren liegenden Vermögens sichern und die
Kapitalflucht ins Ausland verhindern.

Auf einen bestimmten Termin ist namentlich die Ab-
stempelung der Wertpapiere durch den Staat zu ordnen.
Bei Wertpapieren, die der Abstempelung entzogen werden,
erlischt die Zahlungspflicht des betreffenden Schuldners.
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16. Die Selbsttaxation ist obligatorisch.
Alle natürlichen und juristischen Personen sind der

Steuerbehörde gegenüber zur Auskunft verpflichtet. Insbe-
sondere sind die Geldinstitute verpflichtet, sich allen Kon-
trollmassnahmen der Einschätzungsorgane zu unterziehen.

17. Unter welchen Voraussetzungen eine Revision der Ein-
schätzung erfolgen kann, bestimmt das Gesetz.

18. Die Kantone und die Gemeinden erhalten je 20 vom Hundert
der in ihrem Gebiet eingehenden Abgabebeträge, Nach-
steuern, Zinsen und Bussen. Die übrigen 60 vom Hundert
fallen dem Bund zu.

19. Nach Erhebung der einmaligen Vermögensabgabe tritt dieser
Verfassungsartikel wieder ausser Kraft.11

Das Begehren ist gemäss gesetzlicher Vorschrift an die
Bundesversammlung weitergeleitet worden. Unterm 28. Sep-
tember/6. Oktober 1922 hat die Bundesversammlung beschlossen,
das Volksbegehren dem Volke und den Ständen mit dem An-
trage auf Verwerfung zur Abstimmung vorzulegen.

Wer nun die vorgeschlagene Verfassungsbestimmung auf-
nehmen will, hat mit „Jact, wer sie dagegen im Sinne des An-
trages der Bundesversammlung verwerfen will, mit „Nein11 zu
stimmen.

B e r n , den 6. Oktober 1922.

Im Auftrage des Schweiz. Bundesrates:

Die Bundeskanzlei.

~'-<3g>—



Schweizerisches Bundesarchiv, Digitale Amtsdruckschriften

Archives fédérales suisses, Publications officielles numérisées

Archivio federale svizzero, Pubblicazioni ufficiali digitali

Volksabstimmung vom 3. Dezember 1922 über das Volksbegehren betreffend Erhebung

einer einmaligen Vermögensabgabe (Art. 42bis der Bundesverfassung).

In Bundesblatt
Dans Feuille fédérale
In Foglio federale

Jahr 1922
Année

Anno

Band 3
Volume

Volume

Heft 41
Cahier

Numero

Geschäftsnummer ---
Numéro d'affaire

Numero dell'oggetto

Datum 11.10.1922
Date

Data

Seite 333-336
Page

Pagina

Ref. No 10 028 478

Das Dokument wurde durch das Schweizerische Bundesarchiv digitalisiert.

Le document a été digitalisé par les. Archives Fédérales Suisses.

Il documento è stato digitalizzato dell'Archivio federale svizzero.


